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Beschlussvorlage 
Stpl/071/2019 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtplanungsausschuss 28.03.2019 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Satzung Nr. 70 "Bielingplatz West"  
zur Aufhebung der planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 3872 für 
einen Teilbereich westlich des Bielingplatzes 
Einleitung und frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Anlagen: 

Entscheidungsvorlage 
Übersichtsplan 
Entwurf der Satzung 
Entwurf der Begründung 
Umweltbericht 

Sachverhalt (kurz): 
Für das oben genannte Gebiet gelten unter anderem die planungsrechtlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans Nr. 3872 aus dem Jahr 1973. Diese Festsetzungen sollen mit der 
Satzung Nr. 70 "Bielingplatz West" aufgehoben werden. Weitere Festsetzungen, die in anderen 
Baulinienplänen oder Bebauungsplänen getroffen wurden, werden nicht aufgehoben.  
 
Für das Grundstück mit der Flurnummer 305, Gemarkung St. Johannis, an der Ecke 
Lerchenbühl-/Heimerichstraße wird eine teilweise Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 3872 
veranlasst, um eine andere Nutzung auf dieser Fläche zu ermöglichen. Da die Festsetzungen 
als überholt anzusehen sind, ist es aus rechtlichen Gründen erforderlich, die einschlägigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 3872 im betreffenden Teilbereich aufzuheben. Ein 
weitergehendes Regelungserfordernis durch die Stadt besteht nicht. Künftige Vorhaben können 
nach der Teilaufhebung der Festsetzungen des Bebauungsplanes auf Grundlage einer 
Genehmigungsfähigkeit nach § 34 Baugesetzbuch (BauGB) beurteilt werden.  
 
Mit der Einleitung des Verfahrens soll gleichzeitig die Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung beschlossen werden. 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Die Satzung zur Aufhebung planungsrechtlicher Festsetzungen hat keinen 

Einfluss auf die Diversity Relevanz. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Stadtplanungsausschuss beschließt die Einleitung des Verfahrens Satzung Nr. 70 
"Bielingplatz West" zur Aufhebung planungsrechtlicher Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 
3872 vom 07.03.1973, festgesetzt durch Entschließung der Regierung von Mittelfranken (R.E.) 
vom 10.01.1973, für einen Teilbereich westlich des Bielingplatzes. 
 
Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
 
2. Der Stadtplanungsausschuss beschließt auf Grundlage des Plans vom 15.01.2019, der 
Planbeilage „Aufzuhebende Festsetzungen“ sowie der Begründung vom 19.02.2019 und dem 
1. Entwurf des Umweltberichts vom 11.02.2019 die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen. 
 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung soll in folgender Form erfolgen: 
- Dauer der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung: 4 Wochen 
- Förmliche Bekanntmachung im Amtsblatt mit Hinweis auf die Ziele, sowie Hinweis auf Ort und 
Zeit der Einsichtnahme in die o.g. Unterlagen und auf Erörterungs- und Äußerungsmöglichkeit. 
- Außerdem erfolgen eine Information der Arbeitsgemeinschaft der Bürger- und Vorstadtver- 
eine (ABGV). 
 
Dies ist ortsüblich bekannt zu machen. 
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